
Anschrift: 
Gemeindeverwaltung 
Malschwitz 
Dorfplatz 26 
02694 Malschwitz 

Kontakt: 
Telefon: 035932 377 0 
Telefax: 035932 309 23 
E-Mail: sekretariat@malschwitz.de 
Internet: www.malschwitz.de 

Bankverbindung: 
Kreissparkasse Bautzen 
BIC: SOLADES1BAT 
IBAN: DE39 8555 0000 1000 0012 33 

Sprechzeiten: 
Di. 9.00 Uhr – 12.00 Uhr 

 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
Do. 9.00 Uhr – 12.00 Uhr 

 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
Fr. 9.00 Uhr – 12.00 Uhr 

Hinweis: Kein Zugang für elektronisch signierte sowie elektronisch verschlüsselte Dokumente. 

 

GEMEINDE 

MALSCHWITZ 

 

Gmejna 

Malešecy 

Beschlussvorlage TOP 05 
Beratungsfolge: Inhaltlich im VA und TA vorberaten 

Gegenstand: Beratung und Beschluss über die Aufstellung eines vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans „Neuer Verbrauchermarkt“ im OT Malschwitz 

Gesetzliche Grundlagen BauGB 

 

Informationen und Begründung  
Der Antrag einen B-Plan aufzustellen, ging am 7.4.2025 bei der Gemeinde ein. Inhaltlich wurde das 
Vorhaben in den Ausschüssen vorgestellt und beraten. Beide Ausschüsse empfehlen dem Antrag zur 
Aufstellung des B-Plans zuzustimmen und zukünftig und langfristig die Versorgung der Gemeinde mit 
Waren des täglichen Bedarfs zu sichern. 

 

Abstimmungsergebnis zu 15-05-2025 

Anzahl der Gemeinderatsmitglieder mit Bürgermeister:        

davon anwesend:       

Ja-Stimmen:         

Nein- Stimmen:            

Enthaltungen:             

 

Bemerkungen: 

Es waren keine Ratsmitglieder gemäß § 20 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 

(SächsGemO) von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. 

 

 

Matthias Seidel 

Bürgermeister 

Beschluss-Nr.: 15-05-2025 

Der Gemeinderat der Gemeinde Malschwitz beschließt in seiner öffentlichen Sitzung am 
27.5.2025 die Aufstellung eines Bebauungsplanes auf den Flurstücken 606 und 607 
Gemarkung Malschwitz. Planziel ist die Schaffung von Baurecht für die Errichtung eines 
Verbrauchermarktes i.S.d. § 11 BauNVO. 

Die Grenzen des Geltungsbereiches sind in Anlage 1 dargestellt und Bestandteil des 
Beschlusses. 

Der Beschluss einen Bebauungsplan aufzustellen ist durch die Verwaltung gem. § 2 Abs. 1 
BauGB ortüblich bekanntzumachen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Es handelt sich um einen vorhabenbezogenen B-Plan, daher trägt der Investor die Planungskosten 
zu 100 %; für die Gemeinde entstehen keine Folgekosten. Es ist vor Satzungsbeschluss des B-Plans 
eine Durchführungsvereinbarung zwischen Vorhabensträger und Gemeinde abzuschließen. 


